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Aktenzeichen: 5 AZR 123/92
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 09. Juni 1993
- 5 AZR 123/92 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 06. Oktober 1976

Hamburg - 11 Ca 128/75 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 24. Januar 1992

Hamburg - 6 Sa 29/90 -
Flir die Amtliche Sammlung Nein ﬁ
Flir die Fachpresse : Ja I
Fir das Bundesarchiv : Nein vE*;g §

3 é

Entscheidungsstichwort:

Arbeitsrechtlicher Status eines Fernsehmitarbeiters

Gesetz:
BGB § 611 Abha&ngigkeit; GG Art. 5 Abs. 1 und 2

Leitsdtze:

1. Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen bei einem pro-
grammgestaltenden Mitarbeiter einer Rundfunkanstalt ein Ar-
beitsverhdltnis vorliegt (Bestadtigung der sté&ndigen Recht-
sprechung seit BAGE 41, 247 = AP Nr. 42 zu § 611 BGB Abhan-
gigkeit).

2. Dem Einfluf der Rundfunkfreiheit ist dadurch gerecht zu
werden, dap einzelne gegen eine Befristung sprechende Merkma-
le zurlckzutreten haben (standige Rechtsprechung im Anschluf
an BVerfGE 59, 231).
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5 AZR 123/92

Im Namen des Volkes!

Verklndet am
“. Juni 1993

Urteil

Clobes

amtsinspektor

#ls Urkundsbeamter In Sachen
ser Geschaftsstelle

|9y

hat der Flunfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der
mindlichen Verhandlung vom 9. Juni 1993 durch den Vorsitzen-
den Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und
Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Frey und

Kébhne fuUr Recht erkannt:
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1. Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil
des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 24. Ja-—
nuar 1992 - 6 Sa 29/90 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und
Entscheidung, auch Uber die Kosten der
Revision, an das Landesarbeitsgericht zurick-
verwiesen.

Von Rechts wegen !

Tatbestand:

Die Parteien streiten darldber, ob zwischen ihnen seit dem
1. Dezember 1969 bzw. seit einem spdteren Zeitpunkt ein unbefri-

stetes Arbeitsverhdaltnis besteht.

Der Klager ist seit Mitte 1969 fir den Beklagten als Autor,
Regisseur und Realisator tdtig. Er stellt flir den Beklagten grd-
ere Sendungen und Magazinbeitrdge her. Er arbeitet hauptsdchlich
fir Sendungen mit naturwissenschaftlichem Hintergrund. Dabei wird
er im wesentlichen flr die Redaktionen Kulturspiegel sowie

Weiterbildung II téatig.

Wahrend einer Produktion h&lt sich der Kladger im Betrieb des
Beklagten auf und verrichtet dort seine Arbeit. Dabei stellt der
Beklagte dem Klager die zur Herstellung eines sendefdhigen Bei-
trages notwendige technische AusrlUstung sowie die entsprechenden

Mitarbeiter zur Verfligung.

In der Regel rechnen die Parteien jeweils nach einer ferti-
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gen Produktion auf der Grundlage der Honorarbedingungen flur freie
Mitarbeiter im Fernsehen ab. Dort wird der Klager jeweils aus-

dricklich als freier Mitarbeiter des Beklagten bezeichnet.

Der Kl&ger hat die Auffassung vertreten, zwischen ihm und
dem Beklagten bestehe seit dem 1. Dezember 1969 bzw. seit einem
spéteren Zeitpunkt ein unbefristetes Arbeitsverhdltnis. Entschei-
dend sei, daR der Beklagte wie ein Arbeitgeber Uber ihn verflige.
Das komme zum einen in den Dienstplénen zum Ausdruck, in denen er
aufgefihrt sei, zum anderen in dem zeitlichen Umfang seiner Ta-
tigkeit. Er sei in den ganzen Jahren nahezu ausschlieflich fur
den Beklagten tatig gewesen. Dieser plane ihn auch Uber langere
Zeitrdume hinweg ein und nehme ihn in Anspruch; so hdtten bei-
spielsweise die Arbeiten in der Hauptabteilung Kursus und Bil-
dungsprogramm Uber zwei Jahre gedauert. AuRerdem misse er mit
Nachteilen rechnen, falls er infolge anderweitiger Angebote dem
Beklagten nicht zur Verfligung stehe. Er habe bei dem Beklagten
einen festen Arbeitsplatz, auf dem er auch telefonisch erreichbar
sel. Im Ubrigen werde eine Personalakte Uber ihn gefihrt. Er
misse zudem seinen Urlaub beantragen und genehmigen lassen. Er
sel auRerdem in jedem Jahr als Redakteur eingesetzt worden und
habe im "Kulturspiegel" standig redaktionelle Alltagsarbeiten
verrichtet. Der Klager hat einen entsprechenden Feststellungsan-

trag gestellt.

Der Beklagte hat demgegenliber die Auffassung vertreten, es
hestehe zwischen den Parteien kein Arbeitsverhdltnis, da der Kla-
ger nicht persénlich abhdngig sei. Denn er seli weder welisungsge-

bunden noch misse er jeden Auftrag annehmen. Vielmehr werde er
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vor der Ubernahme eines jeden Auftrages gefragt. AuRerdem kénne

er Auftradge aus mehreren Hauptabteilungen annehmen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage durch Urteil vom 15. Ok-
tober 1976 abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung
des Kl&gers durch Urteil vom 17. November 1978 zurlckgewiesen,
und zwar mit der Begrindung, ein Arbeitsverhd&ltnis zwischen den
Parteien kénne schon deshalb nicht zustande gekommen sein, weil
der Personalrat bei der Einstellung nicht beteiligt worden sei.
Auf die Revision des Klagers hat der erkennende Senat das Urteil
des Landesarbeitsgerichts durch Urteil vom 2. Juli 1980 aufgeho-
ben und den Rechtsstreit an das Landesarbeitsgericht zurickver-
wiesen. Nachdem der Rechtsstreit bis 1990 nicht betrieben worden
war, hat das Landesarbeitsgericht der Klage mit der Feststellung,
daRR seit dem 1. Dezember 1969 ein unbefristetes Arbeitsverhdltnis
besteht, durch Urteil vom 24. Januar 1992 stattgegeben. Mit der
vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision erstrebt der Be-

klagte die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

Entscheildungsgrtinde:

Die Revision des Beklagten ist begrindet. Sie fuhrt zur Auf-
hebung des Berufungsurteils und zur erneuten Zurlckverweisung.
Aufgrund der bisherigen Feststellungen kann die Arbeitnehmerei-

genschaft des Kla&gers nicht bejaht werden.

I. Die Klage ist zulassig. Der Klager hat ein rechtliches In-

teresse daran, daf® das Rechtsverhdltnis durch richterliche Ent-
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scheidung alsbald festgestellt wird (§ 256 Abs. 1 ZPO). Fur den
Fall, daR ein Arbeitsverhd&ltnis festgestellt wlrde, waren auf
dieses Vertragsverhdltnis der Parteien - unabh&ngig von den ge-
troffenen Vereinbarungen - die zwingenden gesetzlichen Vorschrif-
ten anzuwenden, die ein Arbeitsverhdltnis gestalten (sténdige
Rechtsprechung des Senats, vgl. nur BAGE 41, 247, 250 f£. = AP

Nr. 42 zu § 611 BGB Abhadngigkeit, zu A der Grlinde).

II. Nach sté&ndiger Rechtsprechung des Senats unterscheidet sich
ein Arbeitsverhdltnis von dem Rechtsverhdltnis eines freien Mit-
arbeiters (Dienstvertrag) durch den Grad der persdnlichen Abhan-
gigkeit, in der sich der zur Dienstleistung Verpflichtete jeweils
befindet. Eine wirtschaftliche Abh&ngigkeit ist weder erforder-

lich noch ausreichend.

Arbeitnehmer ist danach derjenige Mitarbeiter, der seine
Dienstleistung im Rahmen einer von Dritten bestimmten Arbeitsor-
ganisation erbringt. Insoweit enth&lt § 84 Abs. 1 Satz 2 HGB ein
typisches Abgrenzungsmerkmal. Nach dieser Bestimmung ist selb-
stadndig, wer im wesentlichen frei seine T&tigkeit gestalten und
seine Arbeitszeit bestimmen kann. Unselbstandig und deshalb per-
sbnlich abhangig ist dagegen der Mitarbeiter, dem dies nicht mdg-
lich ist. Zwar gilt diese Regelung unmittelbar nur flir die Ab-
grenzung des selbstandigen Handelsvertreters vom abhdngig be-
scha&ftigten kaufmdnnischen Angestellten. Uber ihren unmittelbaren
Anwendungsbereich hinaus enthdlt diese Bestimmung jedoch eine
allgemeine gesetzgeberische Wertung, die bei der Abgrenzung des
Dienstvertrages vom Arbeitsvertrag zu beachten ist, zumal da dies

die einzige Norm darstellt, die Kriterien dafir enth&lt. Die Ein-
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gliederung in die fremde Arbeitsorganisation zeigt sich insbeson-
dere darin, dafR der Beschaftigte einem Weisungsrecht des Arbeit-
gebers unterliegt. Dieses Weisungsrecht kann Inhalt, Durchfih-
rung, Zeit, Dauer und Ort der Tatigkeit betreffen. Die fachliche
Welsungsgebundenheit ist flr Dienste hdherer Art nicht immer ty-
pisch. Die Art der Tatigkeit kann es mit sich bringen, daR dem
Dienstverpflichteten ein hohes Maf an Gestaltungsfreiheit, Eigen-
initiative und fachlicher Selbstandigkeit verbleibt (vgl. statt
vieler: BAGE 41, 247, 253 £f. = AP Nr. 42 zu § 611 BGB Abhangig-
keit, zu B II 1 der GrlUnde; vgl. ferner Urteil vom 13. November
19¢1 - 7 AZR 31/91 - AP Nr. 60 zu § 611 BGB Abhangigkeit, auch

zur Verdffentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt).

Dabei kommt es nicht darauf an, wie die Parteien das Ver-
tragsverhdltnis bezeichnen. Der Status des Beschaftigten richtet
sich nicht nach den Winschen und Vorstellungen der Vertragspart-—
ner, sondern danach, wie die Vertragsbeziehung nach ihrem Ge-
schd&ftsinhalt objektiv einzuordnen ist. Denn durch Parteiverein-
barung kann die Bewertung einer Rechtsbeziehung als Arbeitsver-
h&dltnis nicht abbedungen und der Geltungsbereich des Arbeitneh-
merschutzrechts nicht eingeschrankt werden. Der wirkliche Ge-
sché&dftsinhalt ist den ausdricklich getroffenen Vereinbarungen und
der praktischen Durchfilhrung des Vertrags zu entnehmen. Wenn der
Vertrag abweichend von den ausdrlcklichen Vereinbarungen vollzo-
gen wird, ist die tatsédchliche Durchfihrung mafigebend. Denn die
praktische Handhabung 1laRt Ruckschlisse darauf zu, von welchen
Rechten und Pflichten die Parteien in Wirklichkeit ausgegangen
sind (BAGE 41, 247, 258 f. = AP Nr. 42 zu § 611 BGB Abhangigkeit,

zu B II 3 der Grinde; BAG Urteil vom 27. Marz 1991 - 5 AZR
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194/90 - AP Nr. 53 zu § 611 BGB Abhangigkeit, zu I 2 der Grunde;
BAG Beschlu vom 30. Oktober 1991 - 7 ABR 19/91 - EzA § 611 BGB

Arbeitnehmerbegriff Nr. 44, zu B II 1 der Grunde).

Flir die Abgrenzung entscheidend sind demnach die Umstande
der Dienstleistung, nicht aber die Modalitdten der Entgeltzahlung
oder andere formelle Merkmale wie die Abflhrung von Steuern und
Sozialversicherungsbeitrdgen und die Fihrung von Personalakten.
Die Arbeitnehmereigenschaft kann nicht mit der BegrUndung ver-
neint werden, es handele sich um eine nebenberufliche Tatigkeit
(BAG Urteil vom 8. Oktober 1975 - 5 AZR 430/74 - AP Nr. 18 zu
§ 611 BGB Abh&ngigkeit, zu II 5 der GrUnde; BAG Beschlufz vom
30. Oktober 1991 - 7 ABR 19/91 -, aa0O, zu B II 3 b der Grunde).
Umgekehrt spricht nicht schon der Umstand fir ein Arbeitsverhalt-
nis, dafl es sich um ein auf Dauer angelegtes Vertragsverhdaltnis
handelt (BAG Urteil vom 27. Marz 1991 - 5 AZR 194/90 - AP Nr. 53
zu § 611 BGB Abhangigkeit, zu III 7 der Grunde; BAG Beschlufz vom

30. Oktober 1991, aaO, zu B II 3 c der Grunde).

IITI.1. Von diesen Grundsdtzen ist - wie das Landesarbeitsgericht
im Ansatz zutreffend ausgefihrt hat - auch im Bereich Funk und

Fernsehen auszugehen.

Bel der Arbeit der programmgestaltenden Mitarbeiter ist zu
unterscheiden zwischen einem vorbereitenden Teil, einem journali-
stisch—-schépferischen oder kinstlerischen Teil und dem techni-
schen Teil der Ausfihrung. Je grdRer die gestalterische Freiheit
ist, desto mehr wird die Gesamttatigkeit von der journalistisch-

schépferischen Tatigkeit gepragt. So sind etwa bel einem weitge-
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hend selbstéhdig arbeitenden Regisseur die vorbereitenden Tatig-
keiten wie die Recherchen oder die Kontaktaufnahmen und die Rea-
lisierung des Vorhabens nur unselbstdndige Teile dieser schépfe-
rischen Tatigkeit, auch wenn sie in zeitlicher Hinsicht h&ufig

Uberwiegen.

Ein Arbeitsverhdltnis liegt insbesondere dann vor, wenn der
Sender innerhalb eines bestimmten zeitlichen Rahmens Uber die Ar-
beitsleistung des programmgestaltenden Mitarbeiters verfligen kann
(vgl. bereits Urteile des Senats vom 27. Februar 1991 - 5 AZR
107/90 -, zu III der Gruinde, und vom 14. Oktober 1992 - 5 AZR
114/92 -, zu III 1 der Grunde, beide n.v.). Das ist etwa dann der
Fall, wenn sté&ndige Dienstbereitschaft erwartet wird (BAG Urteil
vom 7. Mai 1980 - 5 AZR 293/78 - AP Nr. 35 zu § 611 BGB Abhangig-
keit), wenn der Mitarbeiter in nicht unerheblichem Umfang ohne
Abschlul dahingehender Vereinbarung zur Arbeit herangezogen wird,
ihm also die Arbeiten letztlich "zugewiesen" werden. Die sténdige
Dienstbereitschaft kann sich sowohl aus den ausdricklich getrof-
fenen Vereinbarungen der Parteien als auch aus der praktischen
Durchfiihrung der Vertragsbeziehungen ergeben. Der Umstand, dal
ein Mitarbeiter ein Arbeitszimmer (mit)benutzen kann, zu dem er
@inen Schlissel hat, und er in einem internen Telefonverzeichnis
aufgefihrt ist, hat flr sich genommen keine entscheidende Bedeu-
tung. Anders verh&lt es sich, wenn der Mitarbeiter in Dienstpléa-
nen aufgefihrt ist. Dies ist ein starkes Indiz fir die Arbeitneh-

mereigenschaft.

Standige Dienstbereitschaft erwartet ein Sender aber auch

dann, wenn er auf die Ablehnung der Mitarbeit an einzelnen Sen-
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dungen mit dem Abbruch der Vertragsbeziehungen reagieren wlrde.
Ein Indiz fir stadndige Dienstbereitschaft kann auch darin liegen,
daf ein Mitarbeiter seinen Urlaub nicht nur - wie es einige Ta-
rifvertrage fir arbeitnehmerdhnliche Personen vorsehen - "anzu-

zeigen" hat, sondern ihn jeweils genehmigen lassen mufR.

Ein Arbeitsverhdltnis kann auch dann vorliegen, wenn der
Mitarbeiter zwar das Programm (mit)gestaltet, Jjedoch weitgehenden
inhaltlichen Weisungen unterliegt, ihm also beli seiner Arbeit nur
ein geringeres MafR an Gestaltungsfreiheit, Eigeninitiative und

Selbsté&ndigkeit bleibt.

2. Das Landesarbeitsgericht hat die Arbeitnehmereigenschaft des
Klagers im wesentlichen mit folgender Begrindung bejaht: Der Kla-
ger arbeite zwar bei Erstellung der Beitrdge bis auf eine gewisse
Rahmenabsprache mit der Redaktion praktisch weisungsfrei. Er sei
aber von der personellen und technischen Ausstattung des Beklag-
ten abhdngig und mlsse seine Tatigkeit mit den betrieblichen Ge-
gebenheiten des Beklagten koordinieren. Er sei daher zumindest
wahrend einer laufenden Produktion in den betrieblichen Organis-
mus integriert und misse sich nach den betriebslblichen Arbeits-
zeiten der anderen Mitarbeiter richten. Er habe im Hause des Be-—
klagten einen eigenen Arbeitsplatz in einem bestimmten Zimmer
inne, flr das er Schlisselvollmacht habe. Auch auflerhalb eines
Produktionsvorhabens sei er an seinem Arbeitsplatz wahrend der
betriebsltblichen Arbeitszeit erschienen und habe z.B. bei der Re-
daktion Kulturspiegel redaktionelle Alltagsarbeiten erledigt.
Indiziell spreche ferner flr eine Eingliederung des Klagers, daf’

er seinen Urlaub mit der Redaktion habe absprechen und genehmigen
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lassen missen. Weiter sei im Rahmen der abschlieflenden Gesamt-—
hewertung zu berlUcksichtigen, daff der Klager seit Dezember 1969
nahezu llckenlos und damit praktisch ausschlieflich fuir den Be-
klagten tdtig geworden sei. Das fuhre zu einer flUr einen Arbeit-

nehmer typischen sozialen SchutzbedlUrftigkeit.

3. Dagegen wendet sich die Revision im Ergebnis mit Erfolg.

Das Berufungsgericht ist in seiner rechtlichen Beurteilung
ohne Begrindung davon ausgegangen, daf die Parteien eine Uber die
einzelnen Produktionen hinausgehende auf Dauer angelegte Zusam-
menarbelt vereinbart hdtten. Dieser Ausgangspunkt ist nicht zu-
treffend. Zundchst ist zu prifen, ob die Parteien eine Zusammen-
arbeit nur fdr einzelne Produktionen oder aber auf Dauer verein-
bart haben. Das kann sich sowohl aus den ausdruicklichen Abreden
wie such aus der praktischen Zusammenarbeit ergeben. Erwartet der
Beklagte standige Dienstbereitschaft, so liegt eine arbeitsrecht-
liche Dauerbeziehung auch dann vor, wenn die Parteien Uber die
Mitwirkung aller einzelnen Produktionen gesonderte Vereinbarungen
abschlleRen. Haben die Parteien keine auf Dauer angelegte Zusam-
menarbeit verabredet, missen ihre Rechtsbeziehungen wdhrend der
einzelnen Produktionen daraufhin beurteilt werden, ob es Arbeits-
verhé&ltnisse oder freie Dienstverhdaltnisse sind. Ergibt die Pru-
fung, daf der Sender dem Mitarbeiter in einer Folge von Arbeits-—
verh&ltnissen beschaftigte, ist weiter die Zulassigkeit der Be-
fristung zu prUifen (BAGE 30, 163 = AP Nr. 26 zu § 611 BGB Abhan-
gigkeit, 2u B I 2 a der Grlinde). Im Ubrigen hat das Landesar-

beitsgericht zu sehr darauf abgestellt, daf® der Klager auf Appa-
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rat und Mitarbeiterteam des Senders angewlesen war.

Ob der Klager Arbeitnehmer ist, la&ft sich aufgrund der bis-

herigen Feststellungen nicht beurteilen.

4, Zunachst einmal fehlt es an jeder Feststellung daruber, wel-
che konkreten Abreden die Parteien jeweils getroffen haben und
wann sie es taten: vor, wadhrend oder nach der Erstellung der Bei-
trage. Das Landesarbeitsgericht wird ferner den Behauptungen des
Klagers nachzugehen haben, er sei in Dienstpldnen des Beklagten
aufgefihrt gewesen, der Beklagte haben ihn flir Uber zwei Jahre
dauernde Arbeiten in der Hauptabteilung Kursus und Bildungspro-
gramm eingeplant und eingesetzt und er misse mit Nachteilen

rechnen, falls er nicht flr den Beklagten zur Verfligung stehe.

Der Klager stellt gréRere Sendungen und Magazinbeitrd@ge her;
nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts arbeitet er im
Rahmen bestimmter Absprachen mit der Redaktion praktisch wei-
sungsfrei. Er gehért damit wdhrend dieser Arbeiten zu den pro-
grammgestaltenden Mitarbeitern mit erheblicher inhaltlicher Ge-
staltungsfreiheit. Seine Arbeitnehmereigenschaft folgt daher
nicht bereits aus seiner inhaltlichen Weisungsgebundenheit wah-
rend der Herstellung dieser Beitrdge. Das macht der Klager auch
nicht geltend. Darin erschdépft sich aber die Zusammenarbeit der

Parteien nicht.

Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, dafs der Kléger
auch aufRerhalb eines Produktionsvorhabens wahrend der betriebli-

chen Arbeitszeit an seinem Arbeitsplatz erschienen ist und z.B.
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hel der Redaktion Kulturspiegel redaktionelle Alltagsarbeit erle-
digt hat. Es steht jedoch nicht fest, ob und gegebenenfalls wel-
¢he Absprachen dazu getroffen wurden und vor allem, in welchem
Umnfang der Klager in dieser Weise t&tig wurde. Erledigte der Kla-
ger nur ganz gelegentlich ohne besondere Absprachen redaktionelle
Alltagsarbeiten, so vermag dies seine Arbeitnehmereigenschaft
nicht zu begrinden. Anders verhielte es sich, wenn dies in nicht

unerheblichem Umfang geschah.

Das Landesarbeitsgericht hat weiter festgestellt, daf? der
Kléger seinen Urlaub mit der Redaktion absprechen und genehmigen
lagsen mulRte. Die Revision erhebt dagegen eine Verfahrensrlge
nacih 5 286 ZPO. Diese RUge ist unzuldssig. Nach § 314 ZPO liefert
der Tatbestand des Urteils Beweis fur das mundliche Tatsachenvor-
bringen, der nur durch das Sitzungsprotokoll entkraftet werden
kann. Zum Tatbestand im Sinne dieser Vorschrift gehdren auch die
in den Urteilsgrinden getroffenen tatsdchlichen Feststellungen
(sténdlige Rechtsprechung, vgl. nur BAG Urteil vom 8. Dezember
187% -~ 3 AZR 530/76 — AP Nr. 176 zu § 242 BGB Ruhegehalt, zu 3 a
der CGrinde). Damit ist bewiesen, daf’ der Beklagte das dahingehen-
de Vorbringen des Klagers nicht bestritten hat. Ware dies doch
der Fall, so ware der Tatbestand insoweit unrichtig. Durch
Rechtsmittel kann eine Berichtigung aber nicht erreicht werden.
Die Beklagte hatte vielmehr innerhalb der Frist des § 320 Abs. 1
ZP0 @inen Tatbestandsberichtigungsantrag stellen missen (BAG Ur-
tell vom 8. Dezember 1977, aaO, sowie BAGE 54, 365 = AP Nr. 14 zu
§ 611 BGB Persdnlichkeitsrecht). Da dies nicht geschehen ist,

liegt ein Verfahrensfehler, der nach § 564 Abs. 2 ZPO zu einer
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Aufhebung des Verfahrens ndétigte, nicht vor. Es verbleibt also
bei den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts zu diesem Punkt,
es sei denn, der Beklagte tradgt dazu nach der Zurlckverweisung
neu vor (Stein/Jonas/Grunsky, ZPO, 20. Aufl., § 565 Rz 4, 5), was
auch durch Bezugnahme auf frihere Schriftsdatze geschehen kann.
Allerdings sind die bisherigen Feststellungen des Landesar-
beitsgerichts zu diesem Punkt sehr allgemein. Es bedarf n&herer
Aufklarung, ob dies sté&ndige Praxis war oder nur vereinzelt vor-

gekommen ist.

IV. Wenn das Landesarbeitsgericht aufgrund der von ihm noch 2zu
treffenden Feststellungen wiederum zu dem Ergebnis gelangt, daf
die arbeitsrechtlichen Voraussetzungen flr die Annahme eines Ar-
beitsverhdltnisses zwischen den Parteien vorliegen, so wird es
hinsichtlich der von Verfassungs wegen zu berlcksichtigenden

Rundfunkfreiheit folgendes zu erwdgen haben:

1. Die Dritte Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsge-
richts hat in einem Beschlufs vom 3. Dezember 1992 (- 1 BVR
1462/88 — AfP 1993, 470) ausgefihrt, es sei denkbar, dafl ein
Rundfunkmitarbeiter den arbeitsrechtlichen Arbeitnehmerbegriff
erfiillt, gleichwohl aber Einfluf3 auf inhaltliche Gestaltung des
Programms hat, so daf’ bei einer isolierten Anwendung des arbeits-
rechtlichen Arbeitnehmerbegriffes auf Rundfunkmitarbeiter eine
unverhdltnisméfBige Zurlckdradngung der Rundfunkfreiheit nicht
ausgeschlossen sei; das kénne der Fall sein, wenn das Kriterium
des inhaltlichen Einflusses des Rundfunkmitarbeiters auf die Pro-

grammgestaltung v6llig unberlcksichtigt bliebe und dadurch der
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Zugang zum Schutzbereich der Rundfunkfreiheit verstellt wlrde.

Diese Erwadgungen waren fir die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts nicht tragend, nachdem davon auszugehen war und
ausgegangen wurde, daR der Arbeitnehmer in dem zur Verfassungsbe-
schwarde flhrenden Ausgangsverfahren nicht programmgestaltend
tétig war. Damit spielte die Frage der Rundfunkfreiheit fir den

Erfolg der Verfassungsbeschwerde keine Rolle mehr.

Im Ubrigen steht den entsprechenden Erwdgungen in dem vorge-—
nannten Beschluf die Entscheidung des Ersten Senats des Bundes-
verfagssungsgerichts vom 13. Januar 1982 (BVerfGE 59, 231) entge-
gen. In dem vorgenannten Beschluff hat das Bundesverfassungsge-
richt ausgefihrt, die Fachgerichte hatten bei der Auslegung und
Anwendung des Arbeitsrechts den dargelegten, sich aus Art. 5
Abs. 1 und 2 GG ergebenden verfassungsrechtlichen Anforderungen
Rechnung zu tragen. "Das schliefft es nicht von vornherein aus,
von den flr dieses Rechtsgebiet allgemein entwickelten Merkmalen
abhéngiger Arbeit auszugehen und, wenn diese flr ein Arbeitsver-
héltnis sprechen, dem Einfluf® der Rundfunkfreiheit dadurch ge-
recht zu werden, daR einzelne gegen eine Befristung sprechende
Merkmale zurlckzutreten haben. Wenn daraufhin die fir die Festle-
gung =ines unbefristeten Arbeitsverhdltnisses mafRgeblichen Krite-
rien im Ergebnis bei Rundfunkmitarbeitern anders als sonst zu be-
urteilen sind, so ist diese Modifikation durch die verfassungs-
rechitliche Lage bedingt und begrenzt." Auf der Gundlage dieser
Erwégungen hat das Bundesarbeitsgericht in stdndiger Rechtspre-
chung seit 1983 die Statusfrage und den Einflufs der Rundfunkfrei-

heit auf die Beschadftigung von programmgestaltenden Mitarbeitern
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beurteilt (vgl. BAGE 41, 265 = AP Nr. 43 zu § 611 BGB Abhéngig-
keit; zuletzt Urteil vom 11. Dezember 1991 - 7 AZR 128/91 - AP

Nr. 144 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag).

2. Im Anschluf3 an die letztgenannten Erwdgungen wird das Lan-
desarbeitsgericht, anders als in seiner Entscheidung vom

24 . Januar 1992, zu berlcksichtigen haben, daff die beklagte Rund-
funkanstalt ihre Rundfunkfreiheit mit der Erwdgung zur Geltung
bringen kann, daf es - Jjedenfalls zundchst - beil dem programmge-
staltend tadtigen Kldger bei der Befristung der Arbeitsverhdltnis-
se flir die einzelnen Tétigkeiten verbleiben mufl. Gemdfz den Erwé-
gungen des Bundesverfassungsgerichts in seinem Beschlufd vom

13. Januar 1982 kann sich jedoch im Hinblick auf die lange Dauer
der Beschaftigung des Klagers ergeben, dall ab einem nd&her festzu-
legenden Zeitpunkt wegen der sta&ndigen Betreuung des Klagers mit
den programmgestaltenden Aufgaben flr die Anstalt kein Bedirfnis
nach einem Wechsel mehr bestand, wdhrend auf der anderen Seite
die soziale Schutzbedlirftigkeit des Klagers dahin gewachsen war,
dafl das Arbeitsverhdltnis als unbefristetes fortbestehen mufite

(BVerfGE 59, 231, 271).

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Reinecke

Dr. Frey Kbhne

JLaw — Gesetze und Urteile B omooarmox Available on the

Ect))steglocase t (mobile AQQ) » Google play D App Store
er esetze " ; —

Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

1ZINYPsa8 HYIN JF BLY §§ YOU JUBQULIR(] S[e PUIS SUN[WWESS[12}1() IOP [, YoNY :SIOMUTH]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

RSS[I9)I) I9P J[I9 T, YoNY SIOMUIH

1ZINYPsa8 HYIN JF BLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Urteil

	PP

	3

	4

	Entscheidungsgründe :

	5

	6

	7

	8

	9

	10

	11

	12

	13

	14

	15




